
Düsseldorf. Volle Speicher, sinkende 
Gas- und Ölpreise und schuldenfinan-
zierte Konjunkturstützen der Bundes-
regierung haben die Stimmung in der 
deutschen Volkswirtschaft verbessert. 
Auch die Verbraucher sind wieder 
optimistischer, wie das HDE-Kon-
sumbarometer zeigt. Dieses hat für 
Dezember mit 87,8 Zählern ein Fünf-
monatshoch erreicht. Das Barometer 
wird monatlich vom HRI für den Han-
delsverband HDE berechnet; es basiert 
auf einer repräsentativen Befragung 
von rund 1600 Haushalten.

Der Präsident des Handelsblatt 
Research Institute (HRI), Bert Rürup, 
sagte: „Ganz so leer, kalt und dunkel, 
wie von manch Pessimisten befürch-
tet, wird es unter dem Weihnachts-
baum wohl nicht werden.“

Alle Einzelkomponenten des 
HDE-Barometers weisen für Dezem-

ber nach oben. Die Konjunktur- und 
Einkommenserwartungen steigen 
sprunghaft, die Anschaffungsneigung 
nimmt zu und die Inflationssorgen sin-
ken. Die Sparneigung bleibt auf hohem 
Niveau; die Verbraucher sind also 
mehrheitlich bereit, einen Teil ihres 
Konsums durch Sparverzicht oder 
sogar durch die Auflösung von Rückla-
gen zu finanzieren. Das ist auch nötig, 
um das gewohnte Konsumniveau 
zumindest ansatzweise aufrechterhal-
ten zu können. Laut Statistischem 
Bundesamt stiegen im dritten Quartal 
die Nominallöhne zwar um 2,3 Prozent 
im Vergleich zum Vorjahresquartal.

Doch im selben Zeitraum kletter-
ten die Verbraucherpreise um 8,4 Pro-
zent. Damit mussten die Beschäftigten 
bereits im vierten Quartal in Folge 
einen Reallohnverlust hinnehmen – 
die Inflation vernichtet also Kaufkraft.

Nach HRI-Schätzungen dürfte sich 
das Verbraucherpreisniveau binnen 
drei Jahren um rund 18 Prozent erhö-
hen; zum Vergleich: In der Phase davor 
dauerte es rund 14 Jahre, von 2006 bis 
2020, bis das Preisniveau ähnlich stark 
anstieg. Um die Bürger vor diesen 
Wohlstandsverlusten abzuschirmen, 
hat die Regierung bislang drei Hilfspa-
kete beschlossen, deren Volumen das 
Ifo-Institut auf insgesamt rund 135 
Milliarden Euro beziffert.

Hinzu kommen die Gas- und 
Strompreisbremse, die zusätzlich 
jeweils zweistellige Milliardenbeträge 
Entlastung bringen dürften Als wich-
tigste Stütze für den privaten Konsum 
gilt der Arbeitsmarkt. Die Lage sei 
„insgesamt stabil“, sagte BA-Vorstand 
Daniel Terzenbach bei der Vorstellung 
des Monatsberichts der Bundesagentur 
für Arbeit (BA). Axel Schrinner
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D
er Streit über das gewaltige 
US-Subventionsprogramm für 
grüne Technologien erfordert 
nach Ansicht von Ursula von 
der Leyen eine industriepoliti-

sche Offensive der Europäer. Die 
EU-Kommissionschefin warb am 
Sonntag dafür, das europäische Bei-
hilferecht zu lockern, um mehr staat-
liche Investitionen in die Energie-
wende zu ermöglichen – und dafür 
auch neue Gemeinschaftsanleihen 
auszugeben.

Der Forderung, auf die protektio-
nistische Klimapolitik der USA mit 
einer Klage vor der Welthandelsorga-
nisation WTO zu reagieren, erteilte 
von der Leyen eine Absage, auch um 
die Zusammenarbeit im Ukrainekrieg 
nicht zu gefährden. Die EU werde auf 
die Milliardensubventionen der USA 
„in angemessener und wohl kalibrier-
ter Weise reagieren“, sagte sie. „Aber 
bedeutet dies, dass wir uns mitten in 
einem tatsächlichen Krieg auf einen 
kostspieligen Handelskrieg mit den 
Vereinigten Staaten einlassen werden? 
Das ist nicht in unserem Interesse“, 
sagte die CDU-Politikerin.

Die Europäer müssten die Gesprä-
che mit den Amerikanern darüber fort-
setzen, wie sich offenkundig handels-
rechtswidrige Vorschriften aus dem 
Klimapaket von US-Präsident Joe 
Biden, dem Inflation Reduction Act, 
kurz IRA, entschärft werden kön-
nen. Beim IRA handelt es sich um 
einen Investitionsplan im Umfang von 
rund 369 Milliarden Dollar, mit dem 
ein neues industrielles Ökosystem in 
strategischen Sektoren für saubere 
Energie aufgebaut werden soll. Die 
US-Initiative „sollte uns zum Nach-
denken darüber anregen, wie wir 
unsere Rahmenregelungen für staatli-
che Beihilfen verbessern und an ein 
neues globales Umfeld anpassen kön-
nen“, sagte von der Leyen. 

In den vergangenen Jahren hat die 
EU immer wieder Ausnahmebestim-
mungen für Zukunftstechnologien 
genutzt, um Subventionen zu ermög-
lichen, etwa für Technologien wie 
Elektroauto-Batterien und Mikropro-
zessoren. Dazu hat sie sogenannte 
Important Projects of Common Euro-
pean Interest (IPCEI) aufgelegt, also 

wichtige Vorhaben von gemeinsamem 
europäischem Interesse. Diese dienen 
dazu, „bahnbrechende Technologien 
aus dem Labor zu ihrem ersten indus-
triellen Einsatz zu bringen“, wie von 
der Leyen erläuterte.

Im neuen globalen Wettbewerb 
um saubere Technologien reiche die-
ser Ansatz allerdings nicht mehr aus, 
mahnte die Kommissionschefin. Es 
sei nötig, die „gesamte Wertschöp-
fungskette“ in den Blick zu nehmen, 
„bis hin zur Massenproduktion der 
strategisch wichtigsten Green-Tech-
Produkte“. 

Das Problem ist, dass die EU-Bei-
hilferichtlinien bisher auch dazu die-
nen, gleiche Wettbewerbsbedingun-
gen zwischen Mitgliedstaaten zu 

garantieren. Wenn reiche EU-Länder 
wie Deutschland künftig die Schleusen 
für Staatshilfen öffnen, während hoch-
verschuldete Regierungen wie Italien 
nicht mithalten können, würden die 
ökonomischen Gegensätze in Europa 
weiter zunehmen.

Deshalb schlug von der Leyen vor, 
einen „Souveränitätsfonds“ aufzulegen 
– de facto ein neues Programm für 
gemeinsame EU-Anleihen, mit denen 
klimafreundliche Industrieprojekte in 
Europa finanziert werden könnten. 
„Die neue selbstbewusste Industriepo-
litik unserer Konkurrenten erfordert 
eine strukturelle Antwort“, warnte von 
der Leyen. Für eine gemeinsame euro-
päische Industriepolitik brauche es 
gemeinsame europäische Ausgaben.

Der Kommissionschefin und ihren 
Beratern ist bewusst, dass ihr Vor-
schlag große politische Sprengkraft 
besitzt. Deutschlands Finanzminister 
Christian Lindner (FDP) hat wieder-
holt klargestellt, dass er keine Ent-
scheidung mittragen würde, die auf 
eine Neuauflage des aus Gemein-
schaftsschulden gespeisten Corona-
Wiederaufbaufonds hinausliefe. Auch 
in Österreich, den Niederlanden und 
Dänemark gibt es wenig Sympathien 
für neue EU-Anleihen.

Von der Leyen argumentierte 
zugleich, dass die USA und die EU die 
Herausforderungen der Energiewende 
nur gemeinsam bewältigen könnten. 
Sie wies darauf hin, dass China die Lie-
ferkette für die Rohstoffe kontrolliere, 
die für grüne Technologien unver-
zichtbar sind. Dazu gehören Lithium 
und Seltene Erden. Die Kommission-
schefin schlug vor, mit den USA einen 
„Klub für kritische Materialien“ zu 
gründen. Die Zusammenarbeit mit 
Partnern bei der Beschaffung, Produk-
tion und Verarbeitung gebe der EU die 
Möglichkeit, das chinesische Monopol 
zu überwinden.

Schon an diesem Montag wollen 
EU und US-Regierung beim Treffen 
des transatlantischen Rats für Handel 
und Technologie, des TTC, über sol-
che Konzepte beraten. Auf europäi-
scher Seite werden die Vizepräsiden-
ten der EU-Kommission, Margrethe 
Vestager und Valdis Dombrovskis, 
erwartet. Die amerikanische Delega-
tion wird von der US-Handelsbeauf-
tragten Katherine Tai, Außenminister 
Antony Blinken und Handelsministe-
rin Gina Raimondo geleitet.

Das umstrittenste Thema, die Mil-
liardensubventionen für Elektro-
Autos made in USA, soll in 45 Minu-
ten abgehandelt werden – bei einem 
„Arbeitsessen“, wie es im Ablaufplan 
heißt. Die Details sollen in einer eigens 
dafür eingerichteten Taskforce weiter-
verhandelt werden.

Die Zeit drängt: In weniger als vier 
Wochen will die US-Regierung Steuer-
vorteile für Käufer von Elektroautos 
einführen. Allerdings greifen diese nur 
dann, wenn die Fahrzeuge in Nord-
amerika montiert wurden und ein 
bestimmter Anteil der Batterieteile aus 
den USA stammt. EU-Hersteller 
fürchten Nachteile. Brüssel dringt 
daher auf eine Ausnahmeregel.
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EU will Schulden für 
mehr Subventionen

Angesichts des Förderprogramms der US-Regierung für 
grüne Technologien fordert Kommissionspräsidentin von 

der Leyen eine neue europäische Industriepolitik.
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